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Vorbemerkung

Erhard Eppler hatte seine Rede auf der vierten interna­
tionalen Arbeitstagung der Industriegwerkschaft Metall 
in Oberhausen (1972) wie folgt begonnen: "Wir spre­
chen ... von der Qualität des Lebens, obwohl wir nicht 
genau wissen, worin sie besteht ... Wir sprechen von 
der Qualität, weil wir an der Quantität irre geworden 
sind. Am Anfang steht also auch hier nicht das Wissen, 
sondern der Zweifel.'1

Ähnlich scheint es sich mit meinem Thema zu verhalten. 
Wir sprechen von der "ökologischen Umorientierung", 
obwohl wir nicht genau wissen, worin sie besteht. Wir 
sprechen von der Ökologie, weil wir an der Ökonomie 
irre geworden sind. Anders aber als damals gibt es 
Ober den Zusammenhang von Ökonomie und Ökolo­
gie inzwischen viel, zutiefst beunruhigendes Wissen, 
und der Zweifel wird von der Wirklichkeit jeden Tag neu 
bestätigt...

Erhard Eppler hatte einen der notwendigen Schritte, 
vom Zweifel zum Wissen zu gelangen, wie folgt formu­
liert: "Wenn es jemals des großen politischen Ge­
sprächs bedurfte, dann in einer Gesellschaft, in der es 
um die Qualität des Lebens geht." Diese Schlußfolge­
rung möchte ich meinem Vortrag als Prämisse voran­
stellen.

Wenn die ökologische Umorientierung der Industriege­
sellschaft gelingen soll, dann muß darüber in breitem 
Rahmen und intensiver als bisher diskutiert werden.
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Dies ist kein Thema, das man einigen Wissenschaftlern 
oder einigen Politikern allein überlassen darf. Auch 
deshalb nicht, weil es ja keineswegs an Vorschlägen zur 
ökologischen Umorientierung der Industriegesellschaft 
mangelt, sondern primär und vor allem an den M ö g ­
lichkeiten, diesen Vorschlägen gegen den vorherr­
schenden politischen "Zeitgeist'1 eine Chance zu geben.
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Ö konom ie und Ökologie: Konflikt statt
Harm onie

Der Mensch hat den biblischen Auftrag, sich die Erde 
untertan zu machen, ganz offensichtlich fehlinterpre­
tiert. Statt eines pfleglichen Umgangs mit der Natur fin­
det eine bedrohliche Ausnutzung und Überlastung statt. 
Die Natur wird direkt genutzt und indirekt durch Verar­
beitung von Rohstoffen zu Produkten (=  Umweltver­
brauch), und sie wird durch Schadstoffe und Abfälle 
der Produktion belastet (=  Umweltbelastung) - zwei 
Prozesse, welche die Natur als Verlierer zuröcklassen. 
Sie tauscht natürliche Stoffe gegen künstliche 
Schadstoffe ein; sie ist bisher noch - neben Arbeit und 
Kapital - ein stummer dritter Produktionsfaktor, ein in 
des Wortes echter Bedeutung "ausgebeuteter Produkti­
onsfaktor".

Jeder Versuch, den Umweitverbrauch und die Umwelt­
belastung verläßlich zu messen, stößt allerdings - trotz 
zunehmend besserer Datenlage - auf zwei grundsätzli­
che Schwierigkeiten: Es fehlen eindeutige und zugleich 
konsenshafte Indikatoren, und es fehlt auch an ausrei­
chend langen Meßreihen für zuverlässige Trendbe­
stimmungen. Insofern ist bisher niemand in der Lage, 
überzeugend darzustellen, wie der Qualitätszustand 
unserer natürlichen Umwelt insgesamt ist und wie er 
sich im Zeitablauf verändert hat. Wir behelfen uns in 
aller Regel mit einigen wenigen Leitsubstanzen (Indika­
toren), deren Auswahl oft schlicht von der vorhandenen 
Meßtechnik abhängt.
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Selbst wenn solche Leitsubstanzen - wie z. B. das 
Schwefeldioxid oder die Stickoxide - erfolgreich redu­
ziert werden, gibt es also immer noch die weniger be­
kannten Substanzen - und die können natürlich auch 
gefährlich sein. Was die für Trendaussagen erforderli­
chen Zeitreihen angeht, so sind diese - z. B. bei der 
Frage der Bodenbelastung - meist zu kurz, um verläß­
lich sagen zu können, ob eine Verbesserung oder aber 
eine Verschlechterung der Umweltbelastung stattgefun­
den hat.

Sodann gibt es zwischen den verschiedenen Umweltbe­
reichen (Luft, Wasser, Boden) und innerhalb dieser Be­
reiche auch entgegengesetzte Trends, was ein kaum 
lösbares Problem der relativen Gewichtung aufwirft. 
Wie bedeutsam ist der Rückgang der Schadstoffbela­
stung der Luft im Vergleich zur Zunahme der Belastung 
des Grundwassers, wie wichtig ist der erzielte Rückgang 
der Belastung der Luft mit Schwefeldioxid im Vergleich 
zur nach wie vor hohen Stickoxidbelastung? Angesichts 
möglicher synergetischer Effekte gibt selbst ein erhebli­
cher quantitativer Rückgang einzelner Substanzen noch 
kein eindeutiges Entwarnungssignal. So wird sich z. B. 
das Problem der Bodenbelastung angesichts der bereits 
akkumulierten Schadstoffe selbst dann noch verschär­
fen, wenn die Luftschadstoffe drastisch reduziert wer­
den könnten. Oder ein anderes Beispiel: Angesichts der 
Langlebigkeit der Fluorkohlenwasserstoffe in der Atmo­
sphäre wird sich das "Ozonloch" nicht sogleich stopfen 
lassen, selbst wenn es gelingen sollte - was an sich 
fraglich ist -, die umweltschädlichen Treibgase rasch zu 
ersetzen.
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Trotz dieser und anderer Einschränkungen, was verläß­
liche Indikatoren und hinreichende Zeitreihen angeht, 
kann man natürlich versuchen, ein Bild der Umweltsi­
tuation der Bundesrepublik zu zeichnen. Ich zitiere 
hierzu zunächst Heinrich von Lersner, den Präsidenten 
des Umweltbundesamtes, der neulich folgende Kurzbe­
schreibung gegeben hat:

"... die Belastung der Luft in unseren Ballungsgebieten 
mit Staub und S 0 2  (hat) deutlich abgenommen. Weni­
ger eindeutig liegen die Trends für die Stickoxide ..., 
(hier) ist die Reduzierung bei industriellen Anlagen 
durch die Zunahme des Verkehrs und der Verbren­
nungstemperatur der Motoren mehr als kompensiert 
worden.

Im Gewässerschutz sind Erfolge an den meisten Flüssen 
und auch Seen zu verzeichnen, gemessen am bioche­
mischen Sauerstoffbedarf, den Schwermetallen und 
auch am Sauerstoffgehalt ... Der Gehalt an Nährstof­
fen und Salzen ... steigt noch an; der an schwer ab­
baubaren organischen Stoffen ist nach wie vor zu 
hoch.

Qualitätsvergleiche hinsichtlich des Grundwassers sind 
wegen des Fehlens einer repräsentativen und längerfri­
stigen Beobachtung meist nicht möglich. Die zuneh­
mende Häufigkeit der Meldungen über kritische 
Schadstoffgehalte, die Zunahme des Gebrauchs po­
tentiell grundwasserschädigender Stoffe und die Lang­
fristigkeit des Gefährdungspotentials, z. B. bei Depo­
nien und alten Industriestandorten, lassen eine Ver-
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schlechterung des Zustandes (des Grundwassers) ver­
muten.

In der Abfallwirtschaft konnte die (weitere) Zunahme 
der Abfallmengen insgesamt zwar abgebremst werden, 
bei einigen problematischen industriellen Rückständen 
ist jedoch der Zuwachs noch nicht gestoppt. Auch gibt 
es Beispiele für Abfälle, wo der wieder verwertete Anteil 
zurückgeht ... Besorgniserregend ist nach wie vor die 
Zunahme an entbehrlichen Einwegverpackungen.

Bei der Bekämpfung des Lärms sind Fortschritte an 
Kraftfahrzeugen und Flugzeugen häufig durch Zu­
nahme des Verkehrs (und auch der Geschwindigkeiten) 
wieder aufgezehrt worden ...

(Beim) ... produkt- und stoffbezogenen Umweltschutz 
beginnen die gesetzlichen Instrumente (Chemikalienge­
setz, Pflanzenschutzgesetz, Waschmittelgesetz) erst all­
mählich zu greifen, so daß man kaum ermessen kann, 
ob die Erhöhung der Risiken durch chemisch-techni­
sche Innovation und Produktvielfalt inzwischen ausge­
glichen werden konnte durch verschärfte Auflagen und 
Kontrollen in den gesetzlichen Zulassungs- oder An­
meldeverfahren ...

Nach wie vor ungebremst scheint ... die Ausrottung 
oder Gefährdung von Tier- und Pflanzenarten zu sein. 
Über die Hälfte der im Bundesgebiet lebenden Wirbel­
tierarten gilt nach der 'Roten Liste' zumindest als ge­
fährdet."
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Heinrich von Lersner zieht aus diesen wenigen Indikato­
ren für die Bundesrepublik den vorsichtig formulierten 
Schluß, "... daß eine allgemeine Verbesserung des Zu­
standes unserer Umwelt ... noch nicht erzielt werden 
konnte. Partielle und selctorale Fortschritte wurden 
durch neue oder neu erkannte Risiken aufgewogen.''

Zöge man unsere europäischen Nachbarn, die Ge­
samtheit der Industrieländer (und auch Teile der Ent­
wicklungsländer) in die Betrachtung ein, dann könnte 
man angesichts dieser und weiterer Beispiele des Um­
weltverbrauchs und der Umweltbelastung das Problem 
auch deutlicher formulieren: Ökonomie und Ökologie 
liegen weiterhin im Konflikt miteinander, Harmonie ist 
nicht erreicht; die Industriegesellschaft ist weiterhin auf 
Kollisionskurs mit der Natur - und dadurch letztlich mit 
sich selbst. Einer unserer klugen Filmregisseure und 
Autoren hat es auf den Begriff gebracht: Es ist der “An­
griff der Gegenwart auf die übrige Zeit1' (Alexander 
Kluge).

Wie aber hat die Gegenwart auf den Angriff der Ver­
gangenheit reagiert - wie schützt die Gesellschaft ihre 
Umwelt? Ich möchte diese Frage zunächst mit eingen 
statistischen Hinweisen beantworten und danach mit 
einer kritischen Charakterisierung der Umwelt- und der 
Wirtschaftspolitik. Dies schließt dann die mögliche Per­
spektive ein, d. h. die strategischen Ansatzpunkte einer 
ökologischen Umorientierung der Industriegesellschaft 
- und damit den Versuch einer Antwort auf die Frage, 
wie man den Angriff der Gegenwart auf die Zukunft 
abwehren könnte ...
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Umweltschäden - Umweltschutz:
Einige empirische Forschungsergebnisse

Es gibt mehrere Möglichkeiten, die Effekte zu kategori­
sieren, die aus der Schädigung der Umwelt bzw. aus 
den Anstrengungen entstehen, diese Schäden zu behe­
ben oder zu vermeiden. Begnügt man sich mit einer 
Unterscheidung in (a) ökonomische, (b) fiskalische und 
(c) ökologische Effekte, so liegen zu diesen Kategorien 
inzwischen eine Reihe von empirischen Forschungser­
gebnissen vor. Von den ökonomischen Effekten sind die 
Beschäftigungseffekte vergleichsweise, d. h. gegenüber 
den Struktur- und Innovationseffekten, am sorgfältig­
sten untersucht worden.

Beschäftigungseffekte des Umweltschutzes

Niveau und Struktur der Umweltschutz-Arbeitsplätze 
sind nach zwei Methoden ermittelt worden. Beim nach­
frageorientierten Ansatz (z. B. Meissner/Hödl) wird ge­
fragt: Wer hat für wieviel Geld Umweltschutzeinrich­
tungen und -leistungen gekauft, wie hoch waren die 
Umweltschutzinvestitionen; wieviele Arbeitsplätze wur­
den bei den Lieferanten geschaffen? Mit Hilfe der amt­
lichen Statistik und speziellen Rechenverfahren lassen 
sich auf diese Weise Näherungswerte für die Anzahl 
der Beschäftigten in der "Umweltschutz-Industrie“ er­
mitteln. Beim angeobtsorientierten Ansatz (z. B. Ull- 
mann/ Zimmermann) werden die Unternehmen selbst 
befragt, wieviele Umweltschutzaufträge sie bekommen 
und wieviele Mitarbeiter dadurch Arbeit finden. (Die Er­
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gebnisse dieser beiden Ermittlungsmethoden sind aller­
dings nicht deckungsgleich.) Rolf Sprenger hat eine 
Hochrechnung der auf diese Weise für die Bundesre­
publik ermittelten Zahlen für das Jahr 1984 vorge­
nommen; das Umweltbundesamt hat die Ergebnisse in 
den “Daten zur Umwelt 1986/87" übernommen. Da­
nach belief sich der Netto-Beschäftigungseffekt des 
Umweltschutzes im Jahre 1984 auf 436.768 Ar­
beitsplätze (Tabelle 1).

Diese Angabe beziffert das Ergebnis der positiven und 
negativen Beschäftigungseffelcte des Umweltschutzes, 
d. h. die Differenz zwischen direkter und indirekter Be­
schäftigungszunahme und und direkter und indirekter 
Beschäftigungsabnahme im Gefolge umweltpolitischer 
Maßnahmen. Natürlich gehen durch Umweltschutz 
auch Arbeitsplätze verloren, in "Grenzgebieten" und 
"Grenzbranchen", welche die Auflagen, Gebote und 
Emissionsstandards betriebswirtschaftlich nicht ver­
kraften können. Das Nettoergebnis aber ist eindeutig 
positiv - für die Bundesrepublik, aber auch für andere 
Indutrieländer. (Mit diesen Beschäftigungseffekten sind 
eine Reihe von regionalen und strukturellen Merkmalen 
verbunden, auf die ich hier jedoch nicht näher einge- 
hen kann.)

Budgeteffelcte des Umweltschutzes

Inzwischen sind auch die Effekte systematisch unter­
sucht, die der Umweltschutz - sei es politisch induziert, 
sei es betrieblich aktiviert - auf die privaten und staatli­
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chen Ausgabenbudgets hat. In einer Aufarbeitung aller 
verfügbaren statistischen Daten seit 1975 wurden (z. B. 
Ryll/Wadewitz/Leipert/Simonis) Zeitreihen für die 
Umweltschutzinvestitionen des produzierenden Gewer­
bes der deutschen Wirtschaft, unterteilt nach den üb­
lichen Umweltbereichen (Abfallbeseitigung, 
Gewässerschutz, Lärmbekämpfung, Luftreinhaltung), 
und Zeitreihen für die gesamten Umweltschulzausga­
ben (Investitionen und laufende Ausgaben) des produ­
zierenden Gewerbes und des Staates ermittelt (Tabelle 
2).

Nach diesen Ermittlungen wurden im Jahre 1984 in der 
Bundesrepublik Deutschland von Wirtschaft und Staat 
insgesamt mindestens 24 Mrd. D M  für die Bereiche 
Abfallbeseitigung, Gewässerschutz, Lärmbekämpfung 
und Luftreinhaltung aufgewendet - eine gewaltige 
Summe, ein großer Markt, wenn man an die damit zu­
sätzlich verbundenen Multiplikator-(Sekundär- und Ter- 
tiär-)Effelcte denkt.

Ökologische Effekte (Umweltschäden)

Während die Beschäftigungs- und Budgeteffekte mit 
jeweils verläßlichen und konsistenten Methoden ermit­
telt werden können - und damit im großen und ganzen 
als statistisch abgesichert gelten -, stehen wir bei der 
Ermittlung der tatsächlichen laufenden Umweltschäden 
erst am Anfang. Die vorgelegten Zahlen sind entspre­
chend heiß umstritten. Kein Wunder: Während man die 
Arbeitsplätze zählen und die Ausgaben nachrechnen
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kann, sind die Schadenskosten, die z. B. aus Luftver­
schmutzung entstehen, von ganz anderer Qualität als 
die, die aus Bodenbelastungen resultieren; und wie soll 
man die Entsorgungskosten des radioaktiven Mülls 
verläßlich abschätzen und die Zukunft sinnvoll diskon­
tieren?

Lutz Wicke und Mitarbeiter des Umweltbundesamtes 
haben eine erste “ökologische Schadensbilanz" der 
Bundesrepublik vorgelegt, im Sinne der - wie sie es 
nennen - ''rechenbaren Schäden“ in Milliarden Mark 
pro Jahr (Tabelle 3). Nach diesen Schätzungen belau­
fen sich die Schadenskosten an unserer Umwelt (d. h. 
monetarisierte Schäden der Luft-, Gewässer- und 
Bodenverschmutzung und des Lärms) a u f "... weit über 
103,5 Mrd. DM". Das entspricht etwa 6 %  des jähr­
lichen Bruttosozialproduktes.

Ich präsentiere diese Zahl mit einem gewissen M aß  an 
Skepsis, weil sie auf inkonsistenten, d. h. nicht streng 
kompatiblen Methoden basiert. Ich teile jedoch nicht 
die Kritik der Kritiker, die ihrerseits nichts Überzeu­
genderes vorzulegen haben. Ich halte diese Schätzun­
gen nicht für sinnlos, weil sie eines mit Sicherheit bele­
gen: daß nämlich trotz aller bisherigen Anstrengungen 
im Umweltschutz die Schädigung unserer Umwelt wei­
ter fortschreitet.
An dieser Stelle mag auch ein Hinweis auf die Entwick­
lungsländer angebracht sein, wo viele der ökonomi­
schen Prozesse gerade erst begonnen haben, von 
denen wir wissen, daß sie für die Qualität der Umwelt­
bedingungen problematisch sind.

17



Ö kologische Erneuerung der Industriegesell­
schaft - Drei allgemeine Ansatzpunkte

Alle Hoffnungen auf eine "Harmonisierung" von 
Ökonomie und Ökologie setzen letztlich auf die ein­
fache Einsicht, daß ein verringerter Ressourceneinsatz 
der Produktion (Umweltverbrauch) ex ante einen gerin­
geren Schadstoffausstoß und geringere Abfallmengen 
(Umweltbelastung) zur Folge hat - und zugleich (im 
Normalfall) Kosten spart. Reduzierung des spezifischen 
Umweltverbrauchs und Reduzierung der spezifischen 
Umweltbelastung sind Prozesse, die sich in einer pro­
duktiven und dynamischen Wirtschaft teilweise von 
selbst vollziehen, die aber teilweise, und wohl vor al­
lem, politisch bewirkt werden müssen - und zwar be­
sonders von der Umwelt- und der Wirtschaftspolitik. Ich 
denke, daß die "Chancen einer ökologischen Umorien­
tierung" daher vor allem auf drei Feldern zu suchen 
sind:

Umweltentlastender Strukturwandel,
Präventive Umweltpolitik,
Ökologische Wirtschaftspolitik.

Umweltentlastender Strukturwandel

Auf die Umwelteffekte des technischen und strukturellen 
Wandels der Wirtschaft ist schon oft hingewiesen wor­
den. Strukturpolitik als aktiven Umweltschulz gibt es 
aber faktisch nicht. Man sieht sich allenfalls mit den 
Folgen des Strukturwandels für die Umwelt konfrontiert
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- seien sie nun positiv oder negativ.

Bei den positiven Umwelteffelcten des strukturellen 
Wandels geht es im Kern um die Entkoppelung des 
Wirtschaftswachstums (Bruttosozialprodukt) vom Ein­
satz ökologisch sensibler Ressourcen (umweltrelevante 
Faktoren). Diese Entkoppelung, zu erreichen durch sin­
kende Input-Koeffizienten dieser Faktoren bzw. durch 
Steigerung ihrer Produktivität,

senkt im Regelfall mit dem Ressourcenverbrauch 
zugleich die Produktionskosten;

ist im Vergleich zum Einsatz nachgeschalteter Rei­
nigungstechnologien die billigere Form des Um­
weltschutzes;

ist effektiver, da sich nachgeschaltete Umwelt­
schutzmaßnahmen in der Regl nur auf einzelne 
(prominente) Schadstoffe erstrecken (z. B. Kataly­
sator), strukturorientierte Maßnahmen dagegen 
zumeist eine größere Palette von Umwelteffekten 
zeitigen (z. B. Magermotor);

eröffnet damit technologische Innovationsmöglich­
keiten größeren Ausmaßes oder ist deren Folge.

Bei einzelnen Belastungsarten kann die Effektivität 
strukturpolitischer Lösungen relativ leicht aufgezeigt 
werden. So hat im Falle des Energieverbrauchs der 
technische und strukturelle Wandel in einigen Indu­
strieländern bei den Schwefeldioxid- und den Stickoxi-
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demissionen größere Entlastungseffekte als nachge­
schaltete Maßnahmen erzielt, obwohl die Energiepro­
duktivität ohne weiteres noch um den Faktor 3 erhöht 
werden könnte.

Vor kurzem war zu lesen, daß das RWE die gesetzlich 
vorgeschriebene Rauchgasentstickung in seinen großen 
Braunkohlekraflwerken durch veränderte Feue­
rungsführung erreichen will. Statt der 4 Mrd. DM, die 
man sonst für katalytische Reinigungsverfahren hätte 
investieren müssen, komme man bei gleichem Ergebnis 
mit weniger als 1 Mrd. DM  aus (Der Tagesspiegel, 
15.01.1988).

Kollegen von der FU Berlin (Jänicke et al.) haben den 
"umweltentlastenden Strukturwandel" von 31 Industrie­
ländern aus Ost und West quantitativ zu bestimmen 
versucht. Neben der Frage, welche Schadstoffemissio­
nen mit dem Wachstum der Wirtschaft einhergehen 
(Output-Orientierung), interessierte die Frage, wie wel­
cher technische und strukturelle Wandel der Wrtschaft 
zur Entlastung der Umwelt führt (Input-Orientierung). 
Man kann dies die "ökologischen Gratiseffekte" öko­
nomischer Wandlungsprozesse nennen.

Für eine Analyse dieser Art zwischen Ost und West und 
über einen längeren Zeitraum hinweg sind allerdings 
nur wenige Inputfaktoren valide vergleichbar. Die Kol­
legen untersuchten u. a. die Faktoren Primärenergie­
verbrauch und Gütertransportgewicht (nicht dagegen 
die Chemieinputs der Landwirtschaft oder den Kunst­
stoffeinsatz im produzierenden Gewerbe). Die Untersu­
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chungshypothese war relativ einfach: Von diesen (und 
anderen) Faktoren gehen nachweislich erhebliche Um­
weltbelastungseffekte aus; wenn sich also das Wirt­
schaftswachstum von diesen Inputfaktoren abkoppelt 
(abkoppeln läßt), ist mit einer Umweltentlastung zu 
rechnen. Anders ausgedrückt: “ökologische Gratisef- 
felcte“ entstehen, wenn die Zuwachsrate der Inputfakto- 
ren, von denen negative Effekte auf die Umwelt ausge­
hen, geringer ist als die des Bruttosozialprodukts. In ei­
nem solchen Fall werden über den Strukturwandel der 
Wirtschaft neue (sanfte, umweltschonendere) Inputfak­
toren genutzt, wenn auch nicht notwendigerweise (wie 
z. B. bei der Energieeinsparung nach der Ölpreissteige­
rung) aus ökologischen Erwägungen.

Das Untersuchungsergebnis läßt drei Entwicklungsmu­
ster der Industriegesellschaften erkennen. Es gibt

a) absolute strukturelle Verbesserungen mit absoluten 
ökologischen Gratiseffekten;

b) relative strukturelle Verbesserungen mit relativen 
ökologischen Gratiseffekten;

c) strukturelle Verschlechterungen mit negativen Um­
welteffekten des Wirtschaftswachstums.

Das Ergebnis in bezug auf die 31 untersuchten Länder 
in einigen Stichworten:

a) Strukturwandel im Sinne der Entkoppelung von 
materiellen Inputs und Bruttosozialprodukt ist in al­

21



len Ländern zu beobachten. Weniger als die Hälfte 
der Länder verfolgen noch ein quantitatives 
Wachstum im traditionellen Sinne, besonders die 
Niedrigeinkommen-Länder und die osteuropäi­
schen Länder.

b) Mehrere westliche Länder hatten erhebliche ökolo­
gische Gratiseffekte aus aktivem Strukturwandel, 
besonders Schweden (aber auch die Bundesrepu­
blik Deutschland).

c) In anderen Ländern, z. B. Japan, wurden die m ög­
lichen ökologischen Gratiseffekte des Strukturwan­
dels durch das rasche Wirtschaftswachstum relati­
viert.

d) In den Ländern mit mittlerem Einkommen gibt es 
sowohl Beispiele des quantitativen als auch des 
qualitativen Wachstums; ein einheitliches Bild gibt 
es hier nicht. Die CSSR und Rumänien haben die­
sen Strukturwandel am wenigsten geschafft: Um­
weltkrisen und Versorgungskrisen sind die Folgen.

Die politische Frage, die sich aus solchen Untersuchun­
gen und Betrachtungen ergibt, ist die, ob sich Struktur- 
Politik als aktiver Umweltschutz formulieren und umset- 
zen läßt, bzw. ob die Bedeutung einer stärker strukturo­
rientierten Umweltpolitik gesellschaftlich vermittelbar ist.
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Eingangsthese: Nicht nur unter ökologischen, auch 
unter ökonomischen Gesichtspunkten ist die herkömm­
liche Umweltpolitik defizitär. Sie erfährt zuviel Vollzugs­
widerstand, aktiviert zu wenig Ressourcen und mobili­
siert nicht die erforderlichen Produkt- und Prozeßinno­
vationen.

Die staatliche Umweltpolitik ist als ''Querschnittsauf­
gabe" postuliert worden, ist im wesentlichen (auf Bun­
des- wie auf Länderbene) jedoch Ressortpolitik und 
medial organisiert (auf die Umweltmedien: Luft, W as­
ser, Boden). Sie erfolgt bisher hauptsächlich in Form 
zweier Interventionsstrategien:

a) durch Verbote und Auflagen, die die Nutzung von 
Natur eingrenzen bzw. an gewisse Bedingungen 
binden, und

b) durch Infrastrukturleistungen, bei denen der Staat 
(Bund, Länder, Gemeinden) selbst Umweltschutz­
maßnahmen übernimmt.

Diese Strategien stoßen ökonomisch und technisch an 
enge Grenzen. Einerseits stehen allgemeine Finanzpro­
bleme einer Ausweitung staatlicher Umweltschutzlei­
stungen entgegen; die Gemeinden haben kein Geld. 
Andererseits werden Auflagen und Verbote in aller Re­
gel mit dem Gegenargument der wirtschaftlichen Ver­
tretbarkeit bzw. der technischen Machbarkeit konfron­
tiert. Hieraus entsteht ein struktureller Konservatismus,

Präventive Umweltpolitik
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der durch das notorische "Vollzugsdefizif regulativer 
Politik in seiner Wirkung noch verstärkt wird.

Demgegenüber haben andere Interventionsstrategien, 
wie insbesondere Steuer- und Abgabensysteme, mit 
denen potentielle Umweltverschmutzer monetär bela­
stet und/oder zur Änderung der Produkte und Produk­
tionsverfahren angeregt oder gezwungen werden, bis­
her nicht bzw. erst ansatzweise Anwendung gefunden - 
wobei sogleich anzufügen ist, daß solche Instrumente 
wiederum in bezug auf akkumulierte Umweltschäden 
(Altlasten) defizitär sind.

Zusammen mit den unter Umweltgesichtspunten nur 
mäßigen Effekten bisheriger steuerlicher Regelungen (z. 
B. §  7 d EStG) und öffentlicher Zuschüsse und Subven­
tionen (z. B. ERP-Vermögen) führt das in der Bundesre­
publik vorhandene umweltpolitische Instrumentarium 
nur zu einer unzureichenden Aktivierung von Ressour­
cen für den Umweltschutz, die nicht nur hinter der an­
derer vergleichbarer Länder zurückbleibt, sondern 
auch eine Lücke zu den durch Umweltverschmutzung 
verursachten Vermögens- und Wbhlfahrtsverlusten 
hinterläßt. Wir müssen also - wie Oskar Lafontaine 
kürzlich im thematischen Zusammenhang formuliert 
hat - "intelligentere Motivationslagen organisieren". Un­
sere Umweltpolitik ist schadensnah, aber ursachenfern. 
Die Umweltprobleme müssen zwar "bewältigt" werden - 
sie sollten aber auch und vor allem vermieden werden. 
Jede sinnvoll in den Umweltschutz investierte Mark 
kann einen Nutzen in Form ersparter Umweltschäden 
von mehreren Mark bewirken.
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Die Effizienz der staatlichen Umweltpolitik ist auch auf 
andere Weise gefährdet: Ihre mediale Ausrichtung 
führt zu inter-medialer Problemverschiebung (Beispiel: 
Rauchgasentschwefelung erzeugt Gipshalden) und in­
ter-regionaler Problemverlagerung (Beispiel: Luft-
schadstoffverdünnung führt zu weiträumiger Bodenbe­
lastung, Schadstoffverklappung führt zur Meeresver­
schmutzung und über die Nahrungskette letztlich zur 
Gesundheitsbelastung des Menschen); steigendem Sa­
nierungsaufwand stehen abnehmende Sanierungser­
folge gegenüber; nach-sorgende, additive technische 
Problemlösungen dominieren gegenüber vor-sorgen- 
den, integrierten Lösungen. Rund drei Viertel der deut­
schen Umweltschutzinvestitionen bestehen aus additi­
ven Technologien, nur knapp ein Viertel sind integrierte 
(emissionsarme) Technologien. Das Wasserhaushalts­
gesetz und das Abfallgesetz geben der Vermeidung 
eine gewisse Bedeutung, in der Praxis aber dominiert 
die nachträgliche Behandlung von Problemen.

Diese Strategie des herkömmlichen Umweltschutzes - 
so wichtig sie zur akuten Gefahrenabwehr und zur Be­
handlung von Altlasten sein mag - kann auf Dauer 
nicht befriedigen, weil bei ansonsten nicht oder nur 
wenig veränderter Produkt- und Technologiestruktur 
das fortgesetzte Wachstum der Produktion überpropor­
tional steigende Umweltsehutzaufwendungen hervor­
ruft, wenn das Gesamtniveau der Schadstoffemissionen 
nicht steigen soll. Ökologische Umorientierung verlangt 
u. a. also Dynamisierung, nicht Festschreiben von Um­
weltnormen und Umweltstandards. Das heißt: Bei 
wachsender Produktion müssen die Emissionsstandards
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pro Produkteinheit sukzessive verschärft werden.

Hiermit plädiere ich selbstverständlich nich dafür, den 
nachsorgenden, gefahrenabwehrenden Umweltschutz 
einzustellen. Wenn die Altlasten riskant werden, muß 
man sie abtragen, auch wenn das, was die Altdepo­
nien angeht, 50 Mrd. DM  kosten sollte. Weil der 
Marktanteil regenerativer Energiequellen (wie Wasser­
kraft, Biogas, Sonne, Wind, Holz) noch immer erst 2,5 
%  beträgt und unsere Stromversorgung in großem 
Umfang von umweltbelastenden Kohlekraftwerken ab­
hängt (auf die sozialen und ökologischen Probleme der 
Atomenergie brauche ich angesichts der derzeitigen 
Diskussion nicht erst hinzuweisen), ist es sinnvoll und 
notwendig, möglichst rasch effiziente Entschwefelungs­
und Entstickungsanlagen einzubauen, auch wenn man 
sich damit dann andere Entsorgungsprobleme (wie 
Gips und Schlämme) einhandelt; anderenfalls entstün­
den noch schwerwiegendere und teils irreversible 
Schäden an Wald, Gebäuden und an Menschen. Es 
geht mir vielmehr um eine stärkere Betonung der Prä­
ventionskomponente der Umweltpolitik - die auch, wie 
ich später zeigen werde, prinzipiell in die Wirtschaftspo­
litik eingebunden werden muß.

Den zweiten wichtigen Ansatzpunkt einer ökologischen 
Umorientierung der Industriegesellschaft sehe ich also 
in der konsequenten Gestaltung und Durchführung ei­
ner präventiven Umweltpolitik. Wie verschiedene inter­
national vergleichende Forschungsprojekte gezeigt ha­
ben, ist eine strikt präventive Umweltpolitik nirgends 
verwirklicht - und dies gilt selbst für Japan. Daß Vor-
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sorge besser als Nachsorge sei, präventive Maßnah­
men effektiver und kostengünstiger als kurative M aß ­
nahmen seien, dies gehört zwar zum Standardkanon 
politischer Bekenntnis und ist auch aus der Medizin hin­
reichend dokumentiert; warum aber verfolgt die Um­
weltpolitik zumeist noch immer einen kurativen, nicht 
aber einen präventiven Ansatz? (Die Zahlen über die 
Bundesrepublik, die ich hierzu zitierte, sprechen ja eine 
deutliche Sprache.)

Wenn ich hier nur nach den allgemeinen Gründen 
frage, dann hängt dieser Stand der Umweltpolitik wohl 
vor allem mit drei Faktoren zusammen:

1) dem Ausmaß bzw. der Gefahr der Umweltbela­
stung,

2) dem allgemeinen öffentlichen Bewußtseinsstand 
über Umweltprobleme und

3) dem Stand des technischen Wissens.

Die These über die Bedeutung dieser Faktoren könnte - 
etwas vereinfacht - wie folgt lauten: Im "umweltpoli­
tischen Entscheidungszyklus'' treten Belastung, Bewußt­
sein und Wissen phasenverschoben auf; die Belastung 
der Umwelt akkumuliert in der Zeit, bevor das Be­
wußtsein darüber zunimmt und das technische Wissen 
(einschließlich des rechtlichen Instrumentariums und 
des Verwaltungswissens) anwächst. In bezug auf Be­
wußtsein und Wissen gibt es zudem typische Schwel­
lenwerte, die erreicht sein müssen, bevor aus Bewußt-
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sein Aktion und aus Wissen Handeln wird.

Auf Basis dieser Annahmen gibt es drei (und in Varia­
tion fünf) strategische Ansatzpunkte, vom kurativen 
zum präventiven Umweltschutz überzugehen bzw. eine 
bessere Balance zwischen beiden zu erreichen:

1) Vermeidung bzw. Verzögerung der Akkumulation 
von Umweltschäden;

2) weitere Anhebung des Umweltbewußtseins;

3) rasche Förderung des technischen Wissens über 
Umweltschäden und Schadensursachen; sowie

4) Reduzierung der Schwellenwerte des notwendigen 
Umweltbewußtseins, d. h. frühzeitige Beteiligung, 
diskursiver Politikdialog;

5) Reduzierung der Schwellenwerte des notwendigen 
technischen Wissens, d. h. dynamische Verschär- 
gung der Emissionsstandards.

Ökologische Wirtschaftspolitik

Eingangsthese: Nicht nur unter ökonomischen, sondern 
auch und vor allem unter ökologischen Gesichtspunk­
ten ist die herkömmliche Wirtschaftspolitik defizitär. Ihre 
Ziele müssen qualifiziert, ihre Instrumente differenziert 
und ihre Institutionen reformiert werden.
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Bisher wird staatliche Wirtschaftspolitik ohne explizite 
Beachtung der natürlichen Umwelt betrieben. Im Ziel­
bündel des Stabilitäts- und Wachstumsgesetzes ist das 
Ziel "Umweltstabilitäf nicht enthalten; eine entspre­
chende Novellierung dieses Grundlagengesetzes der 
Wirtschaftspolitik ist bisher nicht in Aussicht genommen. 
Auch im Zielbündel des Kartellgesetzes, des zweiten 
wichtigen Grundlagengesetzes der Wirtschaftspolitik, 
kommen ökologische Kategorien Oberhaupt nicht vor; 
eine "Kontrolle von rohstoffverschwendenden und um­
weltbelastenden Unternehmen“ gehört bislang nicht zu 
den Aufgaben der Kartellbehörde und der Monopol- 
Kommission. Wäre der Brennstoffkreislauf der Atom­
technik jemals von diesen Institutionen geprüft worden, 
hätte der jüngste Nuklearskandal wahrscheinlich nicht 
eintreten können. Dementsprechend wird - trotz aller 
Diskussion um das Umweltproblem - der Erfolg der 
staatlichen Wirtschaftspolitik allein an der Erreichung 
der herkömmlichen Ziele (Wachstum, Beschäftigung, 
Preisniveau, Zahlungsbilanz) gemessen, ungeachtet der 
Anforderungen und der Belastungswirkungen, die die 
jeweilige wirtschaftspolitische Strategie auf die natürli­
che Umwelt hat.

Auch in bezug auf die zwei traditionellen Maßnahmen­
bereiche der herkömmlichen Wirtschaftspolitik, die 
Geldpolitik und die Finanzpolitik, kann man von einer 
ökologischen Ausrichtung bisher nicht sprechen. Glo­
bale Zins- und/oder Steuervariationen sind ökologisch 
i.e.S. nicht zielführend; ökologisch relevante Abgaben­
systeme sind bislang erst ansatzweise vorhanden (wie 
die Abwasserabgabe), jedoch im Gespräch (Schwefel-,
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Stickstoff-, Abfall-, Lärmabgabe).

Das Steuersystem sollte nicht unter Denkmalschutz ste­
hen. Die derzeitige Diskussion um die sog. Steuerre­
form enthält nicht einen nennenswerten ökologischen 
Gedanken. Ein umweltorientiertes Steuer- und Abga­
bensystem zu schaffen, hieße - generell betrachtet -, 
alle Mechanismen abzubauen, die den Ressourcenver­
brauch und die Umweltbelastung forcieren, und statt 
dessen Mechanismen aufzubauen, die sie reduzieren. 
Speziell betrachtet ginge es um bestimmte neue Steuern 
und Abgaben. Neben der theoretischen Diskussion um 
eine allgemeine Emissionsbesteuerung (wie Emissi­
onsabgabe, -Zertifikate) hat die praktische Diskussion 
sich bisher auf einzelne Schadstoffe konzentriert (z. B. 
Schwefel, Stickstoff). Es gibt relevante Vorschläge einer 
ökologisch begründeten (nput-Besteuerung (z. ß. Ener­
giesteuer) bzw. Output-Besteuerung (z. B. Verpak- 
kungssteuer), jedoch keinen wirklichen Durchbruch in 
dieser Richtung einer ökologischen Reform des Steuer- 
und Abgabenwesens. Die Ökonomen haben sich zer­
schlissen im Streit darüber, welche ihrer Vorschläge ef­
fizienter seien - und sie haben übersehen, daß dies den 
Politikern und auch den Umweltschädigern den Status 
quo ermöglicht.

Die mit der Einführung von (progressiven) Ressourcen- 
steuern und Umweltabgaben bewirkte Veränderung 
der relativen Preise in der Wirtschaft, d. h. Anhebung 
der Preise für Umweltbelastung und Ressourcenver­
brauch bei gleichzeitiger Senkung anderer Faktor­
preise, hätte erhebliche Auswirkungen auf die Produkt-
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und die Technologiestruktur der Wirtschaft und auf die 
Beschäftigung. Auf diesen doppelt positiven Effekt ist 
immer wieder, aber leider vergeblich hingewiesen wor­
den.

Auch der Vorschlag auf Einrichtung eines Sonderver­
mögens Arbeit und Umwelt basiert auf einer Energie­
steuer. Das politische Schicksal dieses Vorschlages ist 
bekannt... ....

Unter den gegebenen Faktorpreisbedingungen herr­
schen in unserer Wirtschaft arbeitssparende Rationali­
sierungsinvestitionen vor: Energie ist relativ billig, Um­
weltbelastungen kosten in bestimmten Bereichen nichts 
oder nur wenig, Recycling ist nicht sonderlich lohnend; 
Arbeit ist dagegen relativ teuer, weil mit hohen Lohn­
nebenkosten behaftet. Bei derartigen Faktorpreisbedin­
gungen ist tendenziell eine doppelte Zielverleteung vor­
programmiert: Arbeitslosigkeit und Umweltbelastung.

Mit neuen ökologischen Rahmenbedingungen in Form 
von Ressourcensteuern und Umweltabgaben würden 
dagegen Rationalisierungsinvestitionen eines ganz an­
deren Typs gefördert, d. h. Investitionen, die zu einer 
Reduzierung der Emissionen und des Ressourcenein­
satzes pro Produkteinheit und zu einer prinzipiellen 
Förderung des Recycling führen und die mit vermehr­
tem Einsatz von Arbeitskräften durchgeführt werden.

Für alle Umweltmedien, d. h. Luft, Wasser, Boden, und 
für die verwandten Bereiche der Umweltpolitik, Lärm 
und Abfall, sind entsprechende Emissionsabgaben vor­
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geschlagen worden. An ihrer Umsetzung aber hapert 
es.

Die Gründe hierfür sind methodischer, fiskalischer und 
natürlich politischer Art:

An welchen Emissionstatbestand soll eine Abgabe 
geknüpft werden? Da man nicht alle Emissionen 
kontrollieren kann, ginge es darum, Leitvariablen 
zu wählen, also z. B. eine Abgabe ¡e Umweltme­
dium. Man kann sich leicht vorstellen, daß diese 
Festlegung den Streit der Experten hervorrufen 
wird.

Der eigentliche Sinn einer Abgabe besteht (im Ge­
gensatz zu einer Steuer) darin, sich im Zeitablauf 
überflüssig zu machen: Je niedriger die Emissionen, 
desto besser, umso geringer aber auch das Auf­
kommen aus einer Abgabe. Dieses Prinzip ist dem 
deutschen Steuerwesen eher fremd; dennoch kann 
es umweltpolitisch sinnvoll sein.

- Je konzentrierter dieses Instrument aus technischen 
Gründen angewendet wird - also z. B. Schwefelab­
gabe nur für Großemittenten -, umso massiver 
wird der politisch-ökonomische Druck sein, der 
dann in der Alltagspraxis mit Hinweisen auf die 
Verteilungseffekte (Überwälzungsmöglichkeit der 
Abgabe als Funktion der Marktmacht) zur Selbst­
blockade führen kann: Der Vorschlag ist tot, noch 
bevor er praktiziert wird.
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Die Wirtschaftspolitik vollzieht sich - schließlich - Ober 
bestimmte Institutionen. Eine ökologisch orientierte 
Steuerung des ökonomischen Systems bedarf daher 
auch der institutionellen Reform - und das heißt kon­
kret: vorhandene Institutionen umpolen, veraltete auf­
geben und neue schaffen.

Ein Beispiel einer notwendigen institutionellen Reform ist 
die Kommunalisierung der Energiepolitik. Ein anderes 
Beispiel ist die sozial- und umweltverträgliche Techno­
logiesteuerung. Diese Beispiele haben alle etwas mit 
Mitbestimmung, mit Demokratisierung der umweltrele­
vanten Entscheidungsprozesse zu tun. Man darf sich 
hierbei also nicht die alte Kontroverse "mehr Markt 
oder mehr Staat' aufdrängen lassen. Die Harmonisie­
rung von Ökonomie und Ökologie verlangt vielmehr - 
um im Bild zu bleiben: einen besseren Markt und einen 
besseren Staat.

Hieraus ergeben sich bestimmte Mindestanforderungen 
einer ökologisch orientierten institutioneilen Reform, die 
sich stichwortartig wie folgt beschreiben lassen:

Regionalisierung und Kommunalisierung der Ent­
scheidungsstrukturen;

Einführung einer Umwelthaftung bzw. risiko-ge­
staffelten Haftpflicht;

Einrichtung und rechtliche Absicherung eines be­
trieblichen Umweltschulzbeauftragten bzw. Um­
weltausschusses;
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die Umweltinstitutionen erfahren einen Kompetenz­
zuwachs;

die Einrichtungen der Technologiebewertung er­
halten Umweltkompetenz (öko-TÜV);

die Einrichtungen der Produktbewertung erweitern 
ihre Kompetenz zur ökologischen Bewertung der 
Produkte und Technologien (Öko-Test);

die Umweltverträglichkeitspröfung (UVP) wird - in 
allgemein verständlicher Form - Voraussetzung al­
ler größeren ökonomischen Investitionsentschei­
dungen.

34



Ausblick

Wer das Reden von der "ökologischen Umorientierung 
der Industriegesellschaft" ernst meint, muß politische 
und wirtschaftliche Veränderungen wollen. Franz Stein­
köhler hat dies kürzlich plastisch so ausgedrückt: “Wir 
können nicht technologisch und ökonomisch das 21. 
Jahrhundert anstreben, uns dabei aber auf die Steue­
rungssysteme des 19. Jahrhunderts verlassen wollen."

Die Umsetzung des Konzepts der ökologischen Erneue­
rung erfordert eine Strulcturanpassung unserer Wirt­
schaft, eine Effektivierung der Umweltpolitik und eine 
Ergänzung der Wirtschaftspolitik. Eine "Anleihe bei der 
Ökologie" liegt nahe, d. h. eine Anlehnung an bzw. die 
Anwendung von ökologischen Prinzipien. ''Umweltentla­
stender Strukturwandel", “präventive Umweltpolitik'' und 
“ökologische Wirtschaftspolitik“ - dies sind meines Er­
achtens drei notwendige (wenn auch vielleicht nicht hin­
reichende) Elemente einer Strategie, die weiterhin be­
stehenden Konflikte und Widersprüche zwischen Ö ko­
nomie und Ökologie zu überwinden und so die Interes­
sen von Mensch und Natur in Einklang zu bringen.
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Tabelle 1:

Beschäftigungseffekte des Umweltschutzes 

Bundesrepublik Deutschland, 1984

Beschäftigte mit Umweltschutzäufgaben 178 480

- in Gebietskörperschaften 91 280

- Abwasserbehandlung 23 560

- Abfallbeseitigung 18 785

- Straßenreinigung 12 035

- Planungs-, Verwaltungs-, Vollzugsbehörden 30 000

- Großforschungseinrichtungen/Hochschulen 6 900

- in öffentlichen Entsorgungsunternehmen 8 500

- im produzierenden Gewerbe 29 700

- darunter Umweltforschung 5 500

* in privaten Entsorgungsunternehmen 18 000

- im Altstoffgroßhandel 22 000

- in sonstigen Wirtschaftsgruppen 8 000

- in Organisationen ohne Erwerbscharakter 1 000

Unmittelbare und mittelbare Beschäftigungswirkungen 258 288

- in Gebietskörperschaffen 111074

• im produzierenden Gewerbe 73 780

- in öffentlichen Entsorgungsunternehmen 10 561

- in privaten Entsorgungsuntemehmen 3 273

- infolge Auslandsnachfrage 59 500

Insgesamt 436 768

Quelle: Ifo-Instltut für Wirtschaftsforschung

Zitiert aus: Daten zur Umwelt 1986/87, Umweltbundesamt.
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Tabelle 2:

Ausgaben1̂  für den Umweltschuh:, 1975 - 1985

40

Quelle: Statistisches Bundesamt/

Wissenschaftszentrum Berlin für Sozialforschung
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Tabelle 3:

Die "ökologische Schadensbilanz" der BR>Deutschland 
("rechenbare" Schäden In Mrd. DM  pro Jahr)

Schadenspositionen Schadenskosten 
(in Mrd. DM  pro Johr)

Luftverschmutzung rund 48,0
- Gesundheitsschäden - Ober 2,3 - 5,8
- Materialschäden - Ober 2,3
- Schädigung der Freilandvegetation - Ober 1,0
- Waldschäden - Ober 5,5 - 8,8

Gewösserverschmutzung weit Ober 17,6
• Schäden im Bereich Flosse und Seen - Ober 14,3
- Schäden im Bereich Nord- und Ostsee - weit Ober 0,3
- Schäden im Bereich Grundwasser - Ober 3,0

Bodenzerstörung weit Ober 5,2
- Tschernobyl und 'Tschernobyl-

Vermeidungskosten" -Ober 2,4
. Altlastensanierung - Ober 1,7
- Kosaten der Biotop- und Arterhalfung - Ober 1,0
- "Erinnerungsposten" sonstige

Bodenkontaminationen v - weit Ober 0,1

Lärm Ober 32,7
- Wohnwertverluste - Ober 29,3
- Produktivitätsverluste - Ober 3,0
- "Lärmrenten" - Ober 0,4

Summe der Schäden weit Ober 103,5

Gesamtbeurteilung der Schätzung: Oie genannten Zahlen basieren auf einer Reihe 
neuerer, fundierter In- und teilweise auch ausländischer Untersuchungen. Verbliebene 
Lücken wurden In vielen Fällen durch eigene Berechnungen ergänzt. Oa e s sich um 
eine system atische, solide Schätzung handelt, kann sie  für die von Politikern und 
Umweitschützem geforderte erweiterte volkswirtschaftliche Gesamtrechnung, die auch 
Umweltschäden einbezieht, verwendet werden.
Wbrtung.- Äußerst vorsichtige Gesamtermttttung aller Um weltschlden (siehe hierzu die 
Erläuterungen Im  Text dieses Kapitels)

Quelle: L. Wicke et d.
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